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Vorwort

Die Marburger SPD ist seit vielen Jahren die führen-
de Partei in der Kommunalpolitik unserer schönen
Stadt. Die Marburger SPD hat unter Beteiligung der
Öffentlichkeit mit hoher Professionalität ihr Pro-
gramm, den „Marburg-Plan 2006-2011“, fortge-
schrieben, der eine hervorragende Grundlage unse-
rer Kommunalpolitik in den nächsten Jahren sein
wird. In sieben Arbeitskreisen von Partei und Frak-
tion haben viele Mitglieder und auch Nichtmitglie-
der intensiv diskutiert und gearbeitet, um die Leitli-
nien unserer gemeinsamen Politik zu formulieren.
Am 16. Juni 2005 hat der Parteitag der Marburger
SPD das folgende Kommunalwahlprogramm be-
schlossen.

Die Marburger SPD ist seit vielen Jahren eng mit
der Kommunalpolitik in dieser Stadt verbunden.
Nach Georg Gaßmann und Dr. Hanno Drechsler hat
diese Stadt mit Egon Vaupel endlich wieder einen
sozialdemokratischen Oberbürgermeister, der an
eine große Tradition anknüpfen wird. Gemeinsam
mit der Marburger SPD-Fraktion und der Stadträtin
Dr. Kerstin Weinbach wird Egon Vaupel in den
nächsten Jahren unsere Politik zum Wohle der Bür-
gerinnen und Bürger fortsetzen. Die Marburger SPD
stellt die größte Fraktion im Stadtparlament und ist
somit eine Garantin für eine ebenso maßvolle wie
nachhaltige Zukunftsentwicklung unserer wunder-
schönen Stadt.

Wir haben die Familienpolitik immer ins Zen-
trum unserer Arbeit gestellt. Die Zukunft unserer
Stadt wird auch von der Familienförderung und der
Kinderbetreuung abhängen. Im Jahr 2005 haben
wir 250 000 Euro zusätzlich für die Betreuung der
unter drei-jährigen Kinder und für die Ausweitung
des Hortangebots für die sechs- bis zwölfjährigen
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Schulkinder in den Haushalt gestellt. Dieses Pro-
gramm werden wir auch in den nächsten Jahren
fortschreiben und steigern, um den Familien und
insbesondere auch den Alleinerziehenden ein Be-
treuungsangebot zu bieten, bei dem möglichst alle
Lebensplanungen mit dem Wunsch nach Kindern
verbunden werden können. Wir haben das Bündnis
für Familie mit aus der Taufe gehoben, um dem Le-
ben mit Kindern in dieser Stadt im Arbeitsalltag, in
der Freizeit, in der Bildung und im öffentlichen Le-
ben den Stellenwert zu geben, der ihm gebührt.

Die Bildungspolitik ist für die Marburger SPD –
nicht nur in einer Universitätsstadt – das Funda-
ment unserer Zukunft. Wir investieren Jahr für
Jahr mehrere Millionen Euro in die Unterhaltung
unserer Schulen. Wir bauen einzelne Schulstand-
orte zu Ganztagsschulen aus, wir haben ein mo-
dernes Medien-Zentrum eingerichtet, und wir
werden uns für die Zukunft der Universität im
Herzen der Stadt einsetzen, um die Attraktivität
der Hochschule in der bundesweiten Konkurrenz
weiter zu stärken.

Für die Sozialdemokratie ist Arbeit immer ein
Grundpfeiler unserer Politik. Wir haben die städ-
tischen Betriebe, die unsere Grundversorgung si-
cherstellen, in den vergangenen Jahren neu auf-
gestellt, viele Arbeitsverhältnisse gesichert, über
hundert neue Arbeitsplätze geschaffen und wer-
den auch in Zukunft Arbeitslosigkeit in unserer
Region aktiv bekämpfen. Wirtschaftsförderung
heißt für uns auch, dass der „Konzern Stadt“ als
Auftraggeber gerade für viele kleine und mittel-
ständische Firmen auftritt und so deren Überle-
ben sichert.

Umweltpolitik ist für die Marburger SPD das Rin-
gen um die Lebensgrundlagen unserer Gesell-
schaft. Wir haben in den vergangenen Jahren den
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Aufbau von Solaranlagen auf städtischen Gebäu-
den, auf Schulen und auf Wohnhäusern der städti-
schen Wohnungsbaugesellschaft in der Größenord-
nung von mehreren Millionen Euro unterstützt und
die Nutzung der Windenergie vorangetrieben. Wir
haben unseren Anteil an erneuerbarer Energie
deutlich erhöht und werden ihn bis zum Jahr 2008
mindestens verdreifachen. Die Diskussion um die
Feinstaubemissionen in den Innenstädten werden
wir so schnell wie möglich in konkrete Politik um-
setzen. Die Umstellung der Busflotte der Stadtwer-
ke auf Gasantrieb hat bereits begonnen. In den
nächsten sechs Jahren werden 15 Millionen Euro in-
vestiert, um den gesamten öffentlichen Personen-
nahverkehr der Stadtwerke auf einen umwelt-
freundlichen Antrieb umzustellen. Die Einrichtung
der Erdgastankstelle wird diese ökologische Wende
auch für die übrigen Fahrzeuge der Stadt Marburg
und für Privatfahrzeuge ermöglichen.

Große Kultur, kleine Kultur und die freie Kultur-
szene gehören zu den wichtigen weichen Stand-
ortfaktoren, die das Leben in dieser Stadt so be-
reichern, dass viele Menschen sich gerade
deswegen entscheiden, hier zu studieren, zu ar-
beiten, zu leben und zu bleiben. Die Marburger
SPD hat immer gerade diese besondere Vielfalt in
der Kultur unterstützt und wird dies auch weiter-
hin tun. Wir wollen deshalb das Budget für die
freie Kulturszene unter anderem für die drei
soziokulturellen Zentren, ab dem kommenden
Haushalt deutlich erhöhen, perspektivisch um
120 000 Euro.

Große Bauwerke können sich die Kommunen in
diesen mageren Jahren selten leisten. Wir haben
jedoch im Jahr 2002 das AquaMar, unser schönes
neues Hallen- und Freibad eröffnet, und viele Bür-
gerinnen und Bürger dieser Stadt, aber auch aus
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den umliegenden Gemeinden erleben dort ihren
Badespaß. Das neue Kulturzentrum G-Werk am
Afföller und der neue Ortenbergsteg wurden im
Jahr 2005 vollendet. Und so werden wir auch in
Zukunft die Marburger Infrastruktur bewahren,
erneuern und erweitern.

Wir werden weiterhin die Rolle Marburgs als
Oberzentrum fördern und ausbauen. Die inter-
kommunale Zusammenarbeit mit den Gemein-
den der Region und dem Landkreis steht dabei im
Mittelpunkt. Nur miteinander werden wir die At-
traktivität der Stadt Marburg und des Umlandes
erhöhen können.

Wir tun was – Die Marburger SPD
das ist unser Slogan der erfolgreichen vergangenen

Jahre und dieses „Wir tun was“ wird uns auch die

kommende Zeit begleiten und uns zur Kommunal-

wahl am 26. März 2006 die Kraft geben, möglichst

viele Marburgerinnen und Marburger von unseren

politischen Zielen überzeugen zu können.
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Verantwortung
für unsere Stadt

Finanzen
Grundlage aller kommunalen Tätigkeiten sind ge-
ordnete Finanzen. Stets müssen kostenwirksame
Maßnahmen unter dem Vorbehalt stehen, dass
Haushaltsmittel dafür zur Verfügung gestellt wer-
den können.

Die Universitätsstadt Marburg ist aufgrund ihrer
Struktur eine steuerschwache Stadt. Ihr finanzieller
und damit politischer Spielraum wird durch die all-
gemeine und wirtschaftliche Entwicklung und zu-
nehmend auch von landes- und bundespolitischen
Entscheidungen bestimmt, auf die die Kommunen
bisher keinen direkten Einfluss haben. Die kommu-
nalen Gebietskörperschaften brauchen deshalb in
der Zukunft ein Mitentscheidungsrecht bei allen
Gesetzen und Verordnungen, wenn diese Auswir-
kungen auf die Finanzen der Kommunen haben.
Dafür werden wir uns im Rahmen des Deutschen
Städtetages weiter engagieren.

Solide Haushaltspolitik
Der Marburger SPD ist es in den letzten Jahren ge-
lungen, breite Mehrheiten für eine solide Haus-
halts- und Finanzpolitik in unserer Stadt zu orga-
nisieren.

Auf der Grundlage dieser geordneten Finanzen
ist heute in Marburg der Anspruch auf einen Kin-
dergartenplatz für jedes Kind verwirklicht. Hierfür
waren enorme Investitionen erforderlich. Gleich-
zeitig wurde ein beispielloses Schulbauprogramm
realisiert und bis heute fortgesetzt. Wir haben mit
Erfolg in der jetzt endenden Wahlperiode die finan-
zielle Sanierung des ehemaligen Software Centers
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in die Hand genommen und durchgesetzt – es ent-
stand das jetzige Technologie- und Tagungszen-
trum (TTZ), das seit seiner Einrichtung ohne weitere
finanzielle Zuschüsse der Stadt auskommt.

Dies ist umso wichtiger als auf kommunaler
Ebene die Einnahmen aufgrund der Gewerbe-
steuer ohnehin stets Schwankungen unterliegen,
die mittlerweile nur noch bedingt durch Zuwei-
sungen des Landes ausgeglichen werden. Zusätz-
lich ist in der laufenden Wahlperiode zu bemer-
ken, dass durch die Steuergesetzgebung des
Bundes und die binnenkonjunkturelle Entwick-
lung die anderen Steuereinnahmen erstmals
stagnieren (Umsatzsteuer unter anderem), bzw.
die Einkommenssteueranteile stark rückläufig
sind. Dies belastet den städtischen Haushalt ent-
scheidend und führt zu einer weiteren Veren-
gung der Handlungsspielräume.

In der nächsten Wahlperiode der Stadtverord-
netenversammlung muss nach Auffassung der
Marburger SPD deshalb die Konsolidierung der
städtischen Finanzen fortgesetzt werden.

Wir sagen den Bürgerinnen und Bürgern ganz
deutlich, dass ein strikter Sparkurs erforderlich
ist. Die Ausgaben haben sich nach den Einnah-
men zu richten.

Viele Sparmaßnahmen, die in der Vergangen-
heit beschlossen worden sind, haben dabei ge-
holfen, überhaupt noch Spielräume für eine soli-
de Politik und für Investitionen in Marburgs
Zukunft zu erhalten.

Auch für die Zukunft muss gelten, dass nur mit
ausgeglichenen Verwaltungshaushalten gearbei-
tet werden darf.
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Investitionen in die Zukunft
Auch bei knappen Finanzen darf Politik nicht ta-
tenlos bleiben. Wir müssen weiter in die Zukunft
unserer Stadt investieren. Folgende Projekte wer-
den dabei in der kommenden Wahlperiode mit
Vorrang zu bearbeiten sein:

� Für die Betreuung der unter dreijährigen Kinder
und die Ausweitung des Hortangebots für die
sechs- bis zwölfjährigen Schulkinder haben wir
im Jahr 2005 bereits 250.000 Euro zusätzlich im
Haushalt der Stadt Marburg bereitgestellt. Die-
ses Programm werden wir in den nächsten Jah-
ren fortschreiben und ausbauen.

� Die Bildungspolitik ist für die Marburger SPD
gerade in einer Universitätsstadt das Funda-
ment unserer Zukunft. Wir investieren Jahr für
Jahr 5 Millionen Euro in die Unterhaltung unse-
rer Schulen. Wir setzen auf die Lokale Bildungs-
planung und wollen ein Modellprojekt zum
Übergang vom Kindergarten in die Grundschu-
le verwirklichen.

� Wir haben unseren Anteil an erneuerbarer Ener-
gie deutlich erhöht und werden ihn bis zum Jahr
2008 mindestens verdreifachen.

� Die Umstellung der Busflotte der Stadtwerke
auf Gasantrieb hat bereits begonnen. In den
nächsten sechs Jahren werden 15 Millionen Eu-
ro investiert, um den gesamten Öffentlichen
Personennahverkehr der Stadtwerke auf einen
umweltfreundlichen Antrieb umzustellen.

� Wir werden das Budget für die freie Kultursze-
ne mit den drei soziokulturellen Zentren ab
dem kommenden Haushalt um insgesamt
120.000 Euro erhöhen.

� Wir haben in das neue Kulturzentrum G-Werk
am Afföller und in den neuen Ortenbergsteg in-
vestiert.
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Und so werden wir auch in Zukunft die Marburger
Infrastruktur bewahren, erneuern und ausbauen.
All diese Beispiele zeigen: Wir tun was.

Investitionen der Stadt und der städtischen Ge-
sellschaften kommen gerade auch der heimi-
schen Wirtschaft zugute. Sie stärken damit den
Mittelstand und tragen zum Erhalt oder sogar
zum Ausbau von Arbeitsplätzen vor Ort bei.

Gebühren sozial gestalten
Bei der Entwicklung ihres Gebührenhaushaltes
wird die Stadt Marburg unter sozialdemokrati-
scher Führung weiterhin zu ihrer sozialen Verant-
wortung für die Bürgerinnen und Bürger stehen.

Gebühren fallen an für notwendige Leistungen,
die die Stadt für das Gemeinwohl zu übernehmen
hat, wie etwa im Bereich der Entsorgung (Müllab-
fuhr, Kanalbereitstellung), aber zum Beispiel auch
für die Betreuung von Vorschulkindern in den Kin-
dergärten.

Im Hinblick auf die zu erhebenden Gebühren
gibt es für uns zwei zentrale Prinzipien, Kosten-
deckung und soziale Vertretbarkeit:
� Die gebührenpflichtigen Leistungen der Stadt

sollen möglichst kostengünstig angeboten wer-
den. Sparsamkeit ist an dieser Stelle daher un-
abdingbar. So dient die Neustrukturierung von
Ämtern und Aufgabenbereichen im Zuge der
Verwaltungsreform nicht nur einer größeren
Bürgerfreundlichkeit, sondern sie hat auch ei-
nen effizienteren Umgang mit dem Geld der
Menschen zur Folge, da die Verwaltungskosten
auf diese Weise in der Regel geringer gehalten
werden können.

� Aber auch die soziale Verantwortung der Kom-
mune bleibt für uns von zentraler Bedeutung.
So werden die Kindergartengebühren bewusst
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nicht in kostendeckender Höhe erhoben. Ge-
ringverdienende Eltern erhalten darüber hin-
aus einen Zuschuss, der im Ergebnis sogar zur
kompletten Befreiung von den Gebühren füh-
ren kann. So erreichen wir das wichtigere Ziel,
dass alle Eltern das Recht auf einen Kindergar-
tenplatz für ihren Nachwuchs auch tatsächlich
in Anspruch nehmen können.

„Freiwillige“ Leistungen erhalten
Wir Marburger Sozialdemokratinnen und Sozial-
demokraten sind stolz darauf, dass wir in der
Vergangenheit neben erheblichen Investitionen
immer beachtliche Leistungen im freiwilligen so-
zialen, kulturellen und sportlichen Bereich er-
möglicht haben.

Wir wollen dafür sorgen, dass dies auch in Zu-
kunft gewährleistet bleibt.

Die Marburger SPD sagt den Bürgerinnen und
Bürgern aber auch ehrlich: Wieviel sich vom Kom-
munalprogramm 2006 verwirklichen lässt, hängt
von den finanziellen Möglichkeiten der Stadt ab.
Und diese werden entscheidend bestimmt von ei-
ner soliden Haushaltsführung.

Bürgernahe Stadtverwaltung
Die bereits Mitte der 1990er Jahre angestoßene
Verwaltungsreform ist in der ablaufenden Wahlpe-
riode durch die Beschlüsse der Stadtverordneten-
versammlung auch in die Praxis umgesetzt wor-
den. Der Aufbau der Kernverwaltung ist neu
geordnet. Drei Dezernenten führen derzeit sechs
Fachbereiche, weitere Reformschritte sollen in den
nächsten Jahren die Verwaltungsabläufe und das
Rechnungswesen optimieren.
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Viele Aufgaben der öffentlichen Daseinsvorsorge
und -fürsorge werden mittlerweile von der Stadt
Marburg außerhalb der Kernverwaltung organi-
siert. Neben den nach dem Subsidiaritätsprinzip
vergebenen Aufgaben sind die Dezernenten je
einzeln verantwortlich für die städtischen Ein-
richtungen in ihren Arbeitsbereichen. Für weitere
Auslagerungen von Aufgaben und Personal be-
steht aus unserer Sicht derzeit grundsätzlich kei-
ne Notwendigkeit.

Ziel sozialdemokratischer Politik in Marburg
ist es, die Aufgaben der öffentlichen Daseinsvor-
sorge und -fürsorge möglichst in der Regie der
Stadt zu belassen. Damit gewährleisten wir
nicht nur eine ortsnahe demokratische Kontrol-
le, sondern auch den Einfluss der Kommunalpo-
litik auf diese für unsere Bürgerinnen und Bürger
wesentlichen Infrastrukturleistungen. Wir si-
chern so nicht nur die Entscheidungsmöglichkei-
ten in der Stadt, sondern auch die Arbeitsplätze
unserer Beschäftigten und das Steueraufkom-
men vor Ort.

Verwaltung ist Leistung
für die Bürgerinnen und Bürger
Längst ist die Stadtverwaltung zu einem Dienst-
leistungsunternehmen für die Marburgerinnen
und Marburger geworden, das ihnen helfen soll,
ihre Angelegenheiten schnell, unkompliziert und
kostengünstig zu erledigen. Ob es um Müllge-
bühren, Hundesteuer oder eine Baugenehmi-
gung, um Wohngeld oder die Klassenfahrt der
Kinder geht, ob um eine telefonische Anfrage
oder einen umfangreichen Antrag, immer soll die
Stadtverwaltung den Bürgerinnen und Bürgern
freundliche, aufklärende und kompetente Bera-
tung und Hilfe bieten können.
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Mit der Einrichtung des „Stadtbüros“ ist die Stadt
in Sachen Bürgernähe, Kundenfreundlichkeit und
zeitnaher Verwaltung noch einmal einen weiteren
großen Schritt vorangekommen. Wir möchten das
Angebot dort weiter ausbauen und um Leistungen
der städtischen Gesellschaften, Arbeitsverwaltung
und Universität (Studierendensekretariat) ergän-
zen. Mit dem „Scheckheft“ für die Neubürgerinnen
und Neubürger haben wir einen Weg gefunden, in
Marburg die Zahl der Erstwohnsitzanmeldungen
positiv zu beeinflussen.

Das Internet wird immer wichtiger, nicht nur zur
Unterhaltung und Informationsbeschaffung, son-
dern es tritt mehr und mehr auch zur Erledigung
vielfältiger Angelegenheiten an die Stelle eines Be-
hördenbesuchs. Die Marburger SPD will den Bürge-
rinnen und Bürgern ermöglichen, dass sie mög-
lichst viele Verwaltungsangelegenheiten mit der
Stadt Marburg auch via Internet abwickeln können
(selbstverständlich unter Beachtung des Daten-
schutzes). Mit dem vor kurzem erst neu gestalteten
Internetauftritt der Stadt haben sich die Möglich-
keiten dazu bereits wesentlich erweitert: Er ist an-
wenderfreundlicher, übersichtlicher, natürlich seh-
behindertengerecht und kann bereits an vielen
Stellen den Kontakt mit der Stadt erleichtern. Durch
die schnelle technische Entwicklung im EDV-Be-
reich ergeben sich immer wieder neue Chancen für
dieses sogenannte „E-Government“. Das werden
wir aufmerksam verfolgen, damit die Stadt den
Marburgerinnen und Marburgern auch „virtuell“
stets bestmögliche Lösungen anbieten kann.

Eine Stadtverwaltung muss grundsätzlich für
alle erreichbar sein – nicht nur über den barriere-
freien Internetauftritt. Trotz knapper Kassen
wird, wie bereits in den letzten Jahren, jedes Jahr
mindestens ein weiteres öffentliches Gebäude
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behindertengerecht umgebaut [siehe auch Kapi-
tel Politik für die Menschen]. Wenn wir einen
„barrierefreien Zugang“ zu allen Ämtern und Be-
reichen der Stadtverwaltung einrichten wollen,
dann meinen wir nicht nur den Zugang zum Bei-
spiel für Rollstuhlfahrende – für uns ist es wich-
tig, dass alle Menschen mit ihren Anliegen bei
den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern ihrer
Stadtverwaltung ohne Probleme Rat und Unter-
stützung erhalten.

Moderne Stadtverwaltung –
„Konzern Stadt“
Die Stadt Marburg betreibt zur Versorgung ihrer
Bürgerinnen und Bürger inzwischen eine Reihe
städtischer Unternehmen, die ein modernes Ma-
nagement benötigen und zukünftig auch am
Markt konkurrenzfähig sein müssen. Damit für
die Menschen der Öffentliche Nahverkehr be-
zahlbar bleibt, Strom, Gas und Wasser von unse-
ren eigenen Werken geliefert und preisgünstiger
Wohnraum angeboten werden kann sowie auch
Stadtreinigung und Müllabfuhr kundenfreund-
lich ihre Dienste anbieten können, ist es notwen-
dig geworden, unsere städtischen Unternehmen
neu zu gliedern. Dabei handelte es sich aber um
eine rein rechtliche Umstrukturierung, ein Ver-
kauf unserer städtischen Unternehmen ist für die
Marburger SPD undenkbar. Wir wollen weiterhin
unsere Unternehmen in städtischer Hand behal-
ten und politisch an ihrer Entwicklung mitwirken.
� Die erfolgreiche Umsetzung einer solchen Um-

strukturierung erfordert viel wirtschaftlichen
und rechtlichen Sachverstand, für uns zugleich
aber auch die Beteiligung der von der Umset-
zung Betroffenen. Wir haben mit einer Koope-
ration von Politik, Verwaltung und Beschäf-
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tigten ein auch für die Zukunft tragfähiges
Ergebnis erreichen können und danken dafür
nochmals allen Beteiligten.

� Für das erfolgreiche Bestehen der städtischen
Unternehmen „am Markt“ ist es unabdingbar,
dass ihre wirtschaftliche Eigenständigkeit und
ihre Konkurrenzfähigkeit gesichert sind, eben-
so wie auch die Möglichkeit zur gleichberech-
tigten Kooperation mit Unternehmen der frei-
en Wirtschaft. Die Landesregierung behindert
durch die Änderung der Hessischen Gemeinde-
ordnung die wirtschaftliche Betätigung von
Kommunen. Damit legt sie den Unternehmen
in öffentlicher Hand Fesseln an und schränkt so
genau die „Wettbewerbsfähigkeit“ ein, die an
anderer Stelle von ihnen verlangt wird. Wir
werden weiterhin für unsere städtischen Ge-
sellschaften kämpfen – zum Wohle der Stadt,
der Bürgerinnen und Bürger, der Mitarbeiterin-
nen und Mitarbeiter und der heimischen Wirt-
schaft.

Die Marburger SPD wird sich nach den bisherigen
Erfahrungen mit der Liberalisierung des Versor-
gungsbereiches (Strom, Gas) weiteren Bestrebun-
gen dieser Art zum Beispiel im Bereich der Entsor-
gung nur zuwenden, wenn – auch langfristig –
erkennbare Vorteile für die Bürgerinnen und Bürger
entstehen. Eine Liberalisierung des Wassermarktes
lehnen wir entschieden ab. Auch ein Nahverkehr in
öffentlicher Regie ist für uns unverzichtbar.

Wir wollen
� dass eine sozial verträgliche Versorgung der Mar-

burger Bürgerinnen und Bürger ebenso gesichert
bleibt wie die Bereitstellung einer günstigen In-
frastruktur für in Marburg ansässige Betriebe.
Dabei müssen die Interessen der bei den städti-
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schen Unternehmen Beschäftigten gewahrt wer-
den (Einhaltung von Tarifbestimmungen und
Gleichberechtigungsgesetz).

� dafür sorgen, dass auch zukünftig die städti-
schen Unternehmen demokratisch kontrolliert
werden. Die Politik muss die Vorgaben liefern
und die Unternehmensziele bestimmen.

Moderne Unternehmen – vor allem im Dienstlei-
stungsbereich – investieren zu allererst in ihre
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter. Für die Mar-
burger SPD hat deshalb die Personalentwicklung
einen sehr hohen Stellenwert. Ausbildung, aber
auch Fort- und Weiterbildung sowie die systema-
tische Förderung der Beschäftigten unserer Ver-
waltung sollen dazu führen, dass sie mit großer
Motivation und Kompetenz den hohen Anforde-
rungen gerecht werden können.
� Wir werden uns dafür einsetzen, den Anteil von

Frauen in Führungspositionen weiter zu erhö-
hen. Zur besseren Vereinbarkeit von Familie
und Beruf für Frauen und Männer wollen wir
flexible Arbeitszeiten, Erziehungsurlaub und
Teilzeitarbeit für Väter und Mütter sowie Pfle-
geurlaub stärker fördern. Der weitere Ausbau
der Betreuungsmöglichkeiten für Kinder ist
hierfür sehr wichtig [siehe auch Kapitel Politik
für die Menschen], auch im Hinblick auf flexi-
ble, bedarfsgerechte Öffnungszeiten.

Bürgerbeteiligung
Wir wollen möglichst viele Marburgerinnen und
Marburger unmittelbar an politischen Entschei-
dungsfindungen beteiligen und mit ihnen einen
offenen Dialog pflegen. Wir haben im Rahmen
unserer seit 1997 regelmäßig etwa viermal im
Jahr organisierten Aktionswoche „Fraktion vor
Ort“ unzählige Anregungen von Bürgerinnen und
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Bürgern erhalten und haben viele davon bereits
in praktische Politik umgesetzt.

Wir sind überzeugt, dass das regelmäßige Ge-
spräch mit den Bürgerinnen und Bürgern der beste
Weg ist, den richtigen Weg für unsere politischen
Entscheidungen zu finden. Insoweit suchen wir –
gemeinsam mit allen Interessierten – auch immer
wieder nach Wegen, Kommunalpolitik so interes-
sant zu machen, dass sich möglichst viele an der ak-
tuellen und zukünftigen Gestaltung unserer Stadt
beteiligen wollen und werden.

Wir haben in diesem Zusammenhang stets den
Prozess der „Lokalen Agenda 21“ unterstützt und
freuen uns, dass die Agenda-Gruppen zu einem
festen Bestandteil der kommunalpolitischen Dis-
kussion geworden sind.

Dank unserer Initiative können Ortsvorstehe-
rinnen und Ortsvorsteher – also diejenigen, die
betroffene Bürgerinnen und Bürger unmittelbar
vertreten – zu Angelegenheiten ihres Stadtteils
in den Ausschüssen, aber auch direkt in der Stadt-
verordnetenversammlung reden, um die Anlie-
gen ihres Stadtteils vor entscheidenden Abstim-
mungen zu vertreten.

Brandschutz, Feuerwehr
und Rettungsorganisationen
Die Stadt Marburg hat für den örtlichen Brand-
schutz und die allgemeine Hilfe finanziell und orga-
nisatorisch zu sorgen. Die Einsatzabteilungen der
Freiwilligen Feuerwehren sind zusammen eine tra-
gende Säule des öffentlichen Sicherheitssystems
und nehmen diese Aufgabe in vorbildlicher Art und
Weise wahr. Die Aufgabenschwerpunkte der Feuer-
wehren haben sich im Laufe der Zeit erheblich er-
weitert und sie verändern sich ständig aufs Neue.
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Zu den Pflichten der Feuerwehr gehören heute
neben dem Brandschutz vor allem technische
Hilfeleistungen bei Unglücks- und Notfällen, im Ge-
fahrgutbereich und bei der Abwehr von Umwelt-
schäden. Dies alles erfordert besonders quali-
fizierte Fachleute, die sich in der Brandbekämpfung
unter Atemschutz, mit der Unfallverhütung, der
Ersten Hilfe und im Vorbeugenden Brandschutz
auskennen. Dafür ist eine technische Ausrüstung
erforderlich, die den vielfältigen Aufgaben ent-
spricht und auf dem neuesten Stand ist. Das Land
Hessen jedoch zieht sich immer mehr aus seiner
zeitnahen finanziellen Verantwortung zurück.

Die Marburger SPD ist sich ihrer Verantwortung
für die Feuerwehren auch in Zukunft bewusst. Die
Marburger SPD steht, wie in allen Jahren zuvor, für
die Bereitstellung von finanziellen Mitteln, um die
Ausbildung der Feuerwehren weiterhin zu fördern,
sie mit der notwendigen Technik auszustatten und
sie in ihrer laufenden Arbeit gemäß den neuesten
Anforderungen zu unterstützen.

Unsere besondere Aufmerksamkeit gilt den not-
wendigen baulichen Anlagen und Einrichtungen
für die Feuerwehren. Wir haben uns in der Vergan-
genheit immer für den Erhalt und die Erweiterung
der Hauptfeuerwehrwache in Marburg eingesetzt.
Das werden wir genauso in der Zukunft tun.

Das älteste Marburger Feuerwehrgerätehaus (seit
1911) in der Wilhelm-Roser-Straße konnten wir nach
grundlegender Erneuerung wieder einweihen. Mit
der Fertigstellung des kombinierten Feuerwehrgerä-
tehauses und der Friedhofshalle in Hermershausen
haben alle Freiwilligen Feuerwehren Marburgs eine
eigene vorzeigbare Unterkunft erhalten. Wir haben
damit unsere Versprechen eingelöst.

Um die Rettungsorganisationen und Feuer-
wehren weiter zu stärken, fordern wir den Anbau

22



in Haddamshausen, die Abgasanlage und neue
Tore für das Feuerwehrgerätehaus Cappel, den
Ausbau des DLRG-Gebäudes und Drehleiterfahr-
zeuge für die Wehren in Cappel und Wehrda.

Wir wollen
� dass die Möglichkeiten der Aus- und Fortbil-

dung für Feuerwehrleute verbessert werden
und dass sie durch ihren Einsatz keine Nachteile
erfahren.

� erreichen, dass die Brandschutzerziehung an
den Schulen und Kindergärten verbessert wird.

� die Arbeit der Jugendfeuerwehren fördern und
sie in dem eingeschlagenen Weg zur Erhöhung
des Mädchen- und Frauenanteils stärken.

� eine Jugendfeuerwehr und eine Einsatzabtei-
lung am Richtsberg, soweit sich dafür ausrei-
chend Einsatzkräfte zusammentun.

� den aufgestellten Feuerwehrbedarfs- und -ent-
wicklungsplan umsetzen und fortentwickeln –
mit Augenmaß und unter Beachtung der haus-
haltsrechtlichen Möglichkeiten.

Die Marburger SPD wird auch in der Zukunft die
ehrenamtliche Arbeit der Freiwilligen Feuer-
wehren in der Stadt Marburg und die im Ret-
tungs- und Katastrophenschutz tätigen Organi-
sationen als Partner mit all ihren Möglichkeiten
unterstützen.

Wer zu jeder Tages- und Nachtzeit unter Einsatz
von Leben und Gesundheit seine Leistungsbereit-
schaft zeigt, verdient große Anerkennung. Wir wer-
den uns dafür einsetzen, dass die Aktiven der Frei-
willigen Feuerwehren in Marburg und der weiteren
Rettungsdienste in unserer Gesellschaft als Vorbil-
der anerkannt werden, weil sie sich immer wieder
uneigennützig in den Dienst der Allgemeinheit
stellen.
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Lebensort – Arbeitsort

Arbeit, Wirtschaft, Tourismus
Kommunalpolitik kann zwar die allgemeine Kon-
junktur nicht verändern, sie muss aber vor Ort die
Bedingungen schaffen, mit denen für Marburg
und seine Bürgerinnen und Bürger Entwicklung
und Erhalt einer gesunden Wirtschaftsstruktur
gefördert werden können. Dabei müssen Wirt-
schafts- und Arbeitspolitik Hand in Hand gehen.
Nur mit einer gesunden Wirtschaft kann auch vor
Ort ein Beitrag zum Abbau der Arbeitslosigkeit
geleistet werden.

In den letzten Jahren hat die Marburger SPD
viel Positives für Marburg bewirkt: die Konversi-
on (Umwandlung) der Bundeswehrliegenschaf-
ten ist erfolgreich abgeschlossen und dies ohne
nennenswerte Belastung des städtischen Haus-
haltes.

Im Südviertel wie im Bereich des heutigen
Stadtwaldviertels (ehemalige Tannenbergkaser-
ne) wurden neben Ansiedlungs- und Ausdeh-
nungsmöglichkeiten für Betriebe insgesamt drei
Technologie- und Gründerzentren geschaffen.
Diese Erfolgsgeschichte sozialdemokratischer
Wirtschaftspolitik gilt es auch in den nächsten
fünf Jahren fortzusetzen.

Arbeit
Sozialdemokratinnen und Sozialdemokraten stel-
len den einzelnen Menschen in den Mittelpunkt ih-
res Handelns. Arbeitslosigkeit ist eine der Geißeln
der Menschheit. Der Abbau der Arbeitslosigkeit
bleibt deshalb eines der wichtigsten Ziele der So-
zialdemokratie. Wer Arbeitsplätze sichert oder si-
chere Arbeitsplätze schafft, darf sich unserer Unter-
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stützung sicher sein. Ebenso engagiert versuchen
wir als Stadt selbst, Arbeit zu schaffen. Mit Stolz
können wir darauf verweisen, dass es uns gelungen
ist, bei den städtischen Gesellschaften in den letz-
ten Jahren über 100 Neueinstellungen vorzuneh-
men. Diese Politik wollen wir fortsetzen.
� Wichtigste Aufgabe ist es, Arbeitslosigkeit

durch qualifizierte Ausbildung zu vermeiden.
Erstmals in der Geschichte Deutschlands haben
erwerbsfähige, hilfebedürftige Jugendliche un-
ter 25 Jahren einen Rechtsanspruch auf einen
Ausbildungsplatz, eine Arbeitsstelle oder eine
berufsvorbereitende Maßnahme. Um diesem
Anspruch gerecht zu werden und um die Poten-
ziale junger Menschen zu fördern, werden wir
auch weiterhin auf kommunaler Ebene unse-
ren Beitrag dazu leisten, dass Jugendliche in
Arbeit und Ausbildung gebracht werden. Dies
geschieht zum einen durch hohe Ausbildungs-
quoten bei der öffentlichen Hand selbst.

� Zum anderen muss bei der Vergabe öffentlicher
Aufträge berücksichtigt werden, ob ein Betrieb
seiner Ausbildungsverpflichtung nachkommt,
weil die berufliche Bildung auch in der Verant-
wortung der Wirtschaft liegt.

Weiter wurden durch die Einrichtung von schuli-
schen Ausbildungsgängen in Zukunftsberufen,
wie im Bereich der Informationstechnologie, in
Marburg Maßstäbe gesetzt [siehe auch Kapitel
Bildung, Kultur und Freizeit]. Berufsschulbildung
ist immer auch Wirtschaftsförderung, weil sie
durch ein Angebot vor Ort auch die Suche nach
geeigneten Auszubildenden erleichtert. Wir wer-
den diese Politik, die jungen Menschen eine Pers-
pektive eröffnet und zugleich der Wirtschaft hilft
die nötigen qualifizierten Arbeitskräfte zu fin-
den, auch in Zukunft fortsetzen.
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Die Einrichtung von Beschäftigungsgesellschaf-
ten war als vorübergehende Entlastung konzipiert,
um die Not und die psychische Belastung Erwerbs-
loser zu vermindern und um durch Ausbildung und
Qualifizierung ihre Chancen zu verbessern. Es zeigt
sich aber, dass solche Einrichtungen über einen län-
geren Zeitraum oder auf Dauer gebraucht werden,
um sicherzustellen, dass niemand von der Teilhabe
am Recht auf Arbeit dauerhaft ausgeschlossen
wird. Sozialdemokratinnen und Sozialdemokraten
waren und sind an deren Entstehung und Förde-
rung maßgeblich beteiligt, und wir werden dieser
Verpflichtung auch in Zukunft nachkommen.

Junge Familien werden wir weiterhin durch die
Förderung familienfreundlicher Arbeitsplätze un-
terstützen. Das bedeutet vor allem wohnortnahe
Arbeitsplätze, wie sie im Stadtwald und in Michel-
bach ermöglicht wurden und weiter entwickelt
werden, sowie familiengerechte Arbeitszeiten und
weiter auszubauende Betreuungsangebote [siehe
auch Kapitel Politik für die Menschen]. Dazu gehört
auch die Förderung betrieblicher Kinderbetreu-
ungsangebote und die Abstimmung öffentlicher
Angebote mit den Erfordernissen der Wirtschaft
und den Interessen der Beschäftigten. Hierbei ist
eine enge Kooperation mit Marburger Unterneh-
men anzustreben, um so vermehrt arbeitsplatzna-
he Kinderbetreuungsangebote zu schaffen.

Der Erhalt und Ausbau von überörtlich bedeuten-
den Einrichtungen des öffentlichen Dienstes und
den damit verbundenen Arbeitsplätzen ist sowohl
arbeitsmarktpolitisch für unsere Stadt als auch für
ihre oberzentrale Bedeutung wichtig. Deshalb un-
terstützen wir aktuell die Neuansiedlung des Am-
tes für Bodenmanagement des Landes Hessen im
Behördenzentrum „Am Mühlgraben“ und die da-
mit verbundenen rund 230 sicheren Arbeitsplätze.
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Wirtschaft
Die Marburger SPD will den Status unserer Stadt
als Oberzentrum stärken und ausbauen, den
Wirtschaftsstandort verbessern, bestehende Ar-
beitsplätze erhalten und neue schaffen. Dazu gilt
es, Marburgs Stärken auszubauen. Wichtigster
Wirtschaftsfaktor ist und bleibt die Philipps-Uni-
versität, der wir deshalb einen eigenen Abschnitt
gewidmet haben.

Das Lahntal schafft eine natürliche Begrenzung
für die Ausdehnung unserer Stadt und damit
auch der potenziellen Gewerbeflächen. Daher ist
es dringend geboten, die interkommunale Zu-
sammenarbeit zu fördern. Dabei wird es vor al-
lem darauf ankommen, die Zusammenarbeit mit
den Gemeinden des Umlands voranzutreiben.
Hier können die Stadt Marburg und ihre Gesell-
schaften ihre Erfahrungen und Unterstützung
einbringen, die Kommunen des Umlandes dem-
gegenüber zum Beispiel Bodenflächen und eine
Vielzahl örtlicher Standortfaktoren. Dadurch
werden Arbeitsplätze und Kaufkraft für den Mar-
burger Einzelhandel geschaffen und erhalten.

Ein wichtiges Ziel unserer Wirtschaftspolitik
vor Ort ist die Sicherung und der Ausbau des Phar-
ma- und Dienstleistungsstandortes Marburg. Die
Behring-Nachfolgeunternehmen müssen unse-
rer Stadt erhalten bleiben. Wir haben deshalb
weitere Gewerbe- und Industrieflächen am Görz-
häuser Hof entwickelt und erste Teile davon be-
reits vermarktet. Für weitere Ansiedlungen oder
Erweiterungen werden wir dort auch in Zukunft
ausreichend Gewerbeflächen bereithalten.

Mehr als 7.000 Menschen finden in Marburg Ar-
beit in Betrieben mit weniger als zehn Mitarbeiten-
den. Ortsansässige Unternehmerinnen und Unter-
nehmer, die in persönlichem Bezug zur Region
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Marburg stehen und die persönlich mit dem Wohl
ihres Unternehmens verbunden sind, stellen keine
Standortfrage. Die Förderung des heimischen Mit-
telstandes ist und bleibt daher vorrangiges Ziel der
Marburger SPD.

Ein weiterer Schwerpunkt muss die Förderung
des Dienstleistungssektors sein. In Zeiten globa-
ler Vernetzung ist es ökonomischer und ökologi-
scher Unsinn, wenn Tausende von Menschen je-
den Tag in die Rhein-Main-Region pendeln. Wir
wollen daher die Ansiedlung auch von Dienstleis-
tungsunternehmen in Marburg tatkräftig unter-
stützen, schließlich können wir mit Marburg ei-
nen ausgesprochen attraktiven Standort bieten.

Zum Kapital unserer Stadt gehört das an der Uni-
versität versammelte Wissen. Wir wollen die Vor-
aussetzungen dafür bieten, dass daraus auch neue
Unternehmen entstehen und in unserer Stadt
wachsen können. Beratung und Begleitung ist für
Existenzgründerinnen und Existenzgründer sehr
wichtig und muss gefördert werden. Speziell zur
Förderung von Existenzgründungen von Frauen ha-
ben wir ein „Unternehmerinnen-Netzwerk“ ins Le-
ben gerufen. Zusätzlich stellen wir in mittlerweile
drei „Gründerzentren“ in städtischer Hand auch die
notwendigen Räumlichkeiten (Büro- wie Laborräu-
me) zu günstigen Konditionen zur Verfügung, um
den „Jung-Unternehmern und -Unternehmerin-
nen“ den Start zu erleichtern.

Der Beschaffung, Aufbereitung und Pflege sowie
der Vermittlung von Informationen kommt eine
immer größere wirtschaftliche Bedeutung zu. Hier
liegt gerade für eine Stadt wie Marburg, die jenseits
der klassischen Industriezentren liegt, in struktur-
politischer Hinsicht eine Chance. In unserer Stadt
gibt es aufgrund der zahlreichen kleineren Unter-
nehmen, die im weitesten Sinne im Medienbereich
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tätig sind (Verlage, Werbeagenturen, Grafikbüros,
Internet-Dienstleister), umfassende kreative und
wirtschaftliche Kompetenz. Ergänzt wird dies unter
anderem durch den Studiengang Medienwissen-
schaft an der Philipps-Universität und die aus die-
sem hervorgegangenen Projekte. Die produktive
Zusammenarbeit von Medienwissenschaft und
Stadt findet inzwischen auch ihren sichtbaren Aus-
druck in der alljährlichen Verleihung des von uns ins
Leben gerufenen und überregional Beachtung fin-
denden „Marburger Kamerapreises“ im Rahmen
der „Marburger Kameragespräche“.
� In Anbetracht der wirtschaftlichen Bedeutung

der Kommunikations- und Informationsbranche
unterstützt die Marburger SPD Projekte, die dazu
dienen jungen Menschen in unserer Stadt eine
berufliche Perspektive in diesem Bereich zu eröff-
nen und die Kooperation bereits existierender
Unternehmen zu fördern.

Eine zentrale Säule der Marburger Wirtschaft ist
der Einzelhandel. Hier wird es auch in Zukunft auf
die Förderung der Attraktivität Marburgs und ins-
besondere der Oberstadt ankommen. Auf bauli-
chem Sektor stehen hier für die nächsten Jahre die
Verbesserung des Zugangs in die Innenstadt vom
Bahnhof und vom Erlenring aus im Vordergrund
[siehe auch Kapitel Lebenswerte Stadt]. Einkaufen
soll sich vor allem in der Marburger Innenstadt
abspielen, wo wir verstärkt auf einen gesunden
Branchenmix achten werden, um die Lebendigkeit
unseres Einzelhandels dauerhaft zu sichern. Maß-
nahmen um alteingeführte Unternehmen zu er-
halten müssen weiter entwickelt werden. Zu-
gleich muss auch die Einzelhandels-Infrastruktur
in den Stadtteilen gefördert werden.
� Wir werden dafür Sorge tragen, dass die Kom-

munikation zwischen Stadt und Einzelhandel
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wieder das Niveau erreicht, das sie in früheren
Jahren hatte.

� Ebenso werden wir in Zukunft darauf achten,
dass sich auf der „grünen Wiese“ nur solche Fir-
men niederlassen, die nicht weitere Kaufkraft
aus der Innenstadt abziehen. Wir werden uns
dafür einsetzen, dass die bestehenden Sorti-
mentsbeschränkungen für den großflächigen
Einzelhandel in den Randbereichen der Stadt
kontrolliert durchgesetzt werden.

Die Stadt Marburg hat angesichts ihrer Wirt-
schaftsstruktur ein dringendes Interesse an Ge-
werbeansiedlung und Investoren, und jeder der in
Marburg investieren will ist uns willkommen. In-
vestoren sind aber keine wohltätigen Gönner, son-
dern Menschen, die Geschäfte machen wollen.
Hier kommt es auf einen angemessenen Ausgleich
zwischen den Interessen Einzelner und denen des
Gemeinwohls an. Neuere Unternehmungen müs-
sen sich in die vorhandenen Strukturen der Stadt
einpassen, denn die Lebensqualität und das Ant-
litz der Stadt sind Marburgs wichtigstes Kapital.

Tourismus
Ein wichtiger Zukunftsbereich für Marburg ist der
Tourismus. Dieser muss als bedeutender und im-
mer wichtiger werdender Wirtschaftsfaktor un-
serer Stadt weiter ausgebaut werden. Unsere
Stadt hat auch ihren Gästen viel zu bieten. Dafür
muss offensiv geworben werden. Wesentlich
wird auch hier die Förderung der Zusammenar-
beit mit dem Umland sein, um die Schönheiten
Marburgs und des Marburger Landes weit über
die Grenzen Hessens hinaus bekannt zu machen
und Besucherinnen und Besucher anzuziehen.
� Wir werden darauf hinarbeiten, dass noch mehr

als bisher kulturelle und touristische Ereignisse
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im Hinblick auf einen „anlassorientierten“ Tou-
rismus (zum Beispiel Stadtmarathon, 3 Tage Mar-
burg) koordiniert werden. Dazu gehört auch eine
langfristige Planung touristisch relevanter Ereig-
nisse – wie zum Elisabethjahr 2007.

Ein weiterentwickeltes, überregional operierendes
Stadtmarketing soll sich darüber hinaus um die Er-
schließung neuer Besuchergruppen bemühen.
� Um auch hier jüngere Menschen anzusprechen,

soll bereits im Sommer 2006 der erste „Marbur-
ger Jugendkulturtag/Festival“ stattfinden

� Mit Blick auf den naturnahen Tourismus muss
die Lahn und die sie umgebende Landschaft
noch stärker in den Vordergrund gestellt wer-
den [siehe auch Kapitel Lebenswerte Stadt]. In
Kooperation mit der Universität sollen dabei
auch die beiden Botanischen Gärten mit einbe-
zogen werden.

� Des weiteren wollen wir in Marburg auch die
Entwicklung eines professionellen Kongress-
managements weiter voranbringen, was zu-
gleich eine Förderung des Wissenschaftsstand-
ortes bedeuten wird.

Wir setzen uns dafür ein, dass wieder ein für die
nachhaltige Fremdenverkehrswerbung erforder-
licher, repräsentativer Stadtprospekt zur Verfü-
gung steht, der die Schönheit, Sehenswürdigkei-
ten und Geschichte unserer Stadt unter dem
Slogan „studier mal Marburg“ anschaulich nahe
bringt, so wie es für Marburg als Universitäts-
stadt angemessen ist. Die dafür erforderlichen
Mittel für die 1. Auflage sollen für den Etat der
Marburger Tourismus und Marketing GmbH
(MTM) bereitgestellt werden, sobald dies die all-
gemeine Haushaltslage erlaubt.

Wer nach Marburg kommt, soll sich zurechtfin-
den. Deshalb werden wir die Leitsysteme für aus-

31



wärtige Besucherinnen und Besucher weiter entwi-
ckeln, sowohl für den Straßenverkehr als auch
insbesondere für Fußgänger und Fahrradfahrer
[siehe auch Kapitel Lebenswerte Stadt].

Universität und Klinikum
Die Marburger Philipps-Universität ist eine zen-
trale Lebensader unserer Stadt. Mit derzeit ca.
7.500 Beschäftigten und rund 17.400 Studieren-
den ist sie die mit weitem Abstand größte Arbeit-
geberin und zugleich der wichtigste Wirtschafts-
faktor. Die Verbindung von Stadt und Universität
ist gleichzeitig der Ursprung des besonderen
Charmes und der Vitalität Marburgs. Ohne Uni-
versität wäre Marburg eine ganz andere Stadt.

Nach wie vor gilt: „Was gut ist für die Universität,
ist auch gut für Marburg“ – und umgekehrt ist dies
ebenso. Die Förderung der Belange und Bedürfnisse
der Philipps-Universität mit allen zur Verfügung
stehenden Mitteln ist daher seit jeher eine wichtige
Säule sozialdemokratischer Kommunalpolitik in
Marburg – wenn auch Entwicklung und Ausbau der
Universität natürlich zunächst außerhalb der un-
mittelbaren kommunalen Aufgabe der Stadt lie-
gen, nämlich in der Eigenverantwortung der uni-
versitären Selbstverwaltung und der Zuständigkeit
des Landes Hessen.

Der derzeitige Sparkurs der CDU-Landesregie-
rung hinterlässt bei den Universitäten tiefe Spu-
ren. Ihre Form der Hochschulfinanzierung bringt
große Einbußen für die Philipps-Universität mit
sich, die Diskussion über die Abschaffung von
Studiengängen ist daher zwangsläufig längst im
Gange.
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Wir erwarten vom Land Hessen, dass der Phi-
lipps-Universität die zur Erfüllung ihrer Aufgaben
erforderlichen Mittel zur Verfügung gestellt wer-
den und sie als Volluniversität erhalten bleibt. Eine
weitere Reduzierung von Fächern ist inakzeptabel
und wird auf unseren heftigsten Widerstand sto-
ßen. Gemeinsam mit den Verantwortlichen der
Universität werden wir uns für den Umzug der
Geisteswissenschaften in die frei werdenden Kli-
nikgebäude im Nordviertel und in diesem Zusam-
menhang für die Realisierung der Pläne zur Ent-
wicklung eines „Uni-Campus“ unter Einbeziehung
des Geländes der ehemaligen Marburger Brauerei
stark machen [siehe auch Kapitel Lebenswerte
Stadt]. Auch für diese mit Blick auf die Zukunft der
Marburger Universität unbedingt notwendige
räumliche Umstrukturierung erwarten wir die Be-
reitstellung der benötigten finanziellen Mittel
durch das Land Hessen.

Die Marburger SPD wird auch über die Regional-
und Landesentwicklungsplanung weiter darauf
drängen, dass in der Hochschulentwicklungspla-
nung des Landes die unvernünftige Bevorzugung
des Rhein-Main-Ballungsraumes zum Nachteil der
mittelhessischen Universitäten unterbleibt und
durch einen Ausbau der Philipps-Universität im
Rahmen einer sinnvollen Zusammenarbeit der mit-
telhessischen Hochschulen die Strukturschwächen
Nord- und Mittelhessens gemildert werden. Gera-
de in Zeiten knapper Kassen sind Investitionen in
die Wissenschaft der Garant für den Fortschritt. So
braucht nicht nur Marburg eine Bestandsgarantie
für die Universität und universitätsnahe Instituti-
onen wie Prüfungsämter und wissenschaftliche
Einrichtungen, sondern gerade auch die struktur-
schwache nordhessische Region den mittel- und
langfristigen Ausbau der Marburger Universität.
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Durch die Qualität von Forschung und Lehre muss
(und kann!) sich die Philipps-Universität im wissen-
schaftlichen Wettbewerb gut behaupten.
� Dem Versuch, mit den mittelhessischen Universi-

tätskliniken Marburg und Gießen ein weiteres
Experiment der Privatisierung öffentlicher Ein-
richtungen zu starten, haben wir uns auch als
Stadtparlament mehrfach einstimmig (!) entge-
gengestellt. Auf dem Rücken der Beschäftigten
und auf Kosten der Gesundheitsversorgung der
Bürgerinnen und Bürger soll hier der Beweis an-
getreten werden, dass jede staatliche Aufgabe in
private Hände gegeben werden kann – und na-
türlich mit dem Ziel, dem Land Geld zu sparen.
Die Marburger SPD hat sich in dieser Frage vom
ersten Tag an die Seite der Personalräte gestellt
und Gründung und Arbeit der Bürgerinitiative
(BI) „Rettet die Klinika“ geschlossen unterstützt.
Auch das von der BI erarbeitete Konzept findet
unsere Zustimmung: Kooperation bzw. Fusion
der Klinika Marburg und Gießen: Ja; aber Ver-
kauf an einen privaten Investor: Nein!

Kommunalpolitik hat die Aufgabe, positive Rah-
menbedingungen für die Universitätsentwicklung
zu schaffen. Wie bereits in den vergangenen Jahren
werden wir auch weiterhin den studentischen
Wohnungsbau fördern. Nach dem „großen Schlag“
des Umbaus einiger der alten Bundeswehrkaser-
nen zu Studentenwohnungen im Rahmen der Kon-
version hat insbesondere unsere eigene städtische
Wohnungsbaugesellschaft in den vergangenen
Jahren noch zahlreiche weitere Projekte für studen-
tisches Wohnen auf den Weg gebracht. Der Kreati-
vität haben wir dabei kaum Grenzen gesetzt, wie
das Vorhaben zeigt, das Obergeschoss des histori-
schen Hauptbahnhofs für studentisches Wohnen
auszubauen.
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Fördern wollen wir weiterhin auch Unterneh-
mensgründungen in Verbindung mit der Univer-
sität sowie die Kooperation zwischen Universität
und heimischer Wirtschaft zum beiderseitigen
Nutzen, im Sinne von Wissenstransfer und Praxis-
orientierung [siehe auch Abschnitt Arbeit].

Die Attraktivität eines Studienortes hängt
nicht zuletzt vom Image einer Universitätsstadt
ab. Marburg hat einen guten Ruf als Studienort,
den wir bewahren und ausbauen werden. Mar-
burg muss für Studierende wie für Lehrende an
der Hochschule eine „gute Wahl“ bleiben.

Die enge räumliche Verzahnung von Stadt und
Universität stand lange in einem eigenartigen
Widerspruch zu einer personalen Distanz. Glück-
licherweise hat sich in den letzten Jahren im Hin-
blick auf Kommunikation und Kooperation zwi-
schen Stadt und Universität viel getan. Darauf
wollen wir weiter aufbauen und die Marburge-
rinnen und Marburger und die heimische Wirt-
schaft dabei „mitnehmen“ – denn auch künftig
gilt die alte Feststellung: „Andere Städte haben
eine Universität, Marburg ist eine.“ Und damit
dies so bleibt, müssen Stadt und Universität eng
zusammenarbeiten.
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Lebenswerte Stadt

Stadtentwicklung und Wohnen
Stadtentwicklungsplanung ist abgestimmtes
Handeln für alle kommunalen Bereiche. Unter
unserer Führung wurde in der Vergangenheit
eine verantwortungsvolle Stadtentwicklungspo-
litik für Marburg betrieben, und wir werden auch
in Zukunft dafür sorgen, dass unsere Stadt le-
bens- und liebenswert bleibt.

Gerade vor dem Hintergrund der demographi-
schen Entwicklung mit eher rückläufigen Bevöl-
kerungszahlen und gravierenden Verschiebun-
gen in der Altersstruktur muss sich die Stadt
Marburg neuen Anforderungen stellen und die
Infrastruktur dem sich wandelnden Bedarf an-
passen. Solide Planungen und passgenaue Ange-
botsstrukturen für alle Teile der Bevölkerung und
der Wirtschaft werden im sich verschärfenden
Wettbewerb der Städte und Regionen immer
wichtiger werden. Die Zusammenarbeit mit dem
Umland wollen wir deshalb weiter verbessern
[siehe auch Abschnitt Wirtschaft].

Die Sicherung der bestehenden und die Schaf-
fung neuer, zukunftsorientierter Infrastruktur
wird weiter wesentliche Aufgabe der Stadtent-
wicklungsplanung sein. Ihre Zielbereiche sind
Wohnen, Arbeit und Wirtschaft, Bildung, Kultur,
Erholung, eine gesunde Umwelt und eine gute
soziale Infrastruktur. Der Verkehr ist dabei kein
Selbstzweck, sondern er soll die verschiedenen
Einrichtungen miteinander verbinden – bequem,
aber auch umweltfreundlich. Herausragende Be-
deutung für das Oberzentrum Marburg haben die
Philipps-Universität mit ihrem Klinikum [siehe
auch Kapitel Lebensort – Arbeitsort], die vielen Ge-
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schäfte und Betriebe, ihre innovative Wirtschafts-
kraft, die Schulen und Bildungseinrichtungen in
all ihren Facetten sowie die kulturelle Vielfalt und
das attraktive Stadtbild.

Wir Sozialdemokratinnen und Sozialdemokraten
werden von der allgemeinen Stadtentwicklungs-
planung bis hin zum konkreten Bebauungsplan mit
Augenmaß und Fingerspitzengefühl handeln. Ei-
nerseits werden wir nichts unversucht lassen, um
die heimische Wirtschaftskraft zu stärken und die
hiesigen Arbeitsplätze zukunftssicher zu machen,
andererseits werden wir darauf achten, dass bauli-
che und verkehrliche Neuerungen sich in das Stadt-
bild einpassen und der liebenswerte Charakter
Marburgs gewahrt bleibt, zum Beispiel beim Um-
bau des Bahnhofsbereiches, bei der Neugestaltung
der Nordstadt und der Ketzerbach oder bei der Um-
nutzung des Kliniksviertels und des Umfeldes der
Elisabethkirche.

Die günstige Mittellage des Oberzentrums Mar-
burg zwischen dem Ballungsraum Frankfurt und
dem nordhessischen Oberzentrum Kassel verdient
es, noch besser zur Geltung gebracht zu werden.
Auch künftig werden wir unseren Einfluss in den re-
gionalen und überregionalen Gremien nutzen, da-
mit die vitalen Interessen unserer Stadt in der Re-
gional- und Landesplanung berücksichtigt werden.

L(i)ebenswerte Innenstadt
Die Marburger Innenstadt muss für Einheimische
wie auch für Besucherinnen und Besucher attrak-
tiv bleiben. Sie muss ein angenehmer Ort zum Ar-
beiten, Leben und Wohnen sein und zugleich
Gäste zum Sehen, Verweilen und Einkaufen einla-
den. Unsere Stadt hat über Jahrhunderte diese
Funktion erfüllt und soll dies auch künftig tun.
Dafür wird sich die Marburger SPD einsetzen. Ins-
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besondere wird sie sich gegen modernistische
Einkaufsmalls wenden, die gewachsene Einzel-
handelsstrukturen zerstören.

Die Altstadt mit ihrem Charme ist das wichtigs-
te Kapital der Stadt. Dies gilt sowohl für die Uni-
versität, aber auch für den Handel und vor allem
für den Tourismus. Der von Einheimischen und
Gästen als besonders liebenswert empfundene
Charakter darf nicht zerstört werden. Für die not-
wendige Infrastruktur und den Erhalt der Bau-
substanz muss gleichermaßen gesorgt werden.
Da die Marburger Altstadt vor Jahrhunderten un-
ter ganz anderen Bedingungen gebaut wurde, ist
dabei nach einem vernünftigen Ausgleich zu su-
chen. Dies ist auch in Zukunft eine Herausforde-
rung für die Entwicklung unserer Stadt.

Für die Marburger SPD war und ist die Wieder-
belebung und Stärkung der Innenstadt seit drei
Jahrzehnten die wichtigste Aufgabe der Stadt-
entwicklungspolitik:
� Nachdem die Sanierung in der Oberstadt und in

Weidenhausen weitgehend abgeschlossen ist,
soll nun die Sanierung der Nordstadt in Angriff
genommen werden.

� Die Fußgängerzonen Neustadt/Wettergasse
und obere Gutenbergstraße haben sich be-
währt. Die verkehrsberuhigten Bereiche Wei-
denhausen und Oberstadt sind zur Selbstver-
ständlichkeit geworden. Der Markt ist wieder
zu einem viel besuchten Mittelpunkt unserer
Stadt geworden. Aber auch hier lässt sich noch
manches optimieren. So muss der Steinweg an
die Fußgängerzone angeschlossen und damit
die Verbindung zu den Geschäften rund um die
Elisabethkirche verbessert werden.

� Der Bebauungsplan für das Südviertel, das
Zweckentfremdungsverbot für Wohnraum und
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eine vernünftige Verkehrsplanung haben dafür
gesorgt, dass die Marburgerinnen und Marbur-
ger in der Innenstadt nicht nur einkaufen, son-
dern auch wohnen können. Das Einzelhandels-
und Dienstleistungszentrum Gutenberg-/Uni-
versitätsstraße darf nicht weiter in das Südvier-
tel hineinwachsen. Wir haben dafür gesorgt,
dass in der ehemaligen Jägerkaserne junge
Familien preiswerten Wohnraum gefunden ha-
ben. Die Marburger SPD hat hier sozial gebun-
denen, studentischen und frei finanzierten
Wohnungsbau durchgesetzt.

� Das Altenzentrum und der Kindergarten „Auf
der Weide“ sind feste Bestandteile der sozialen
Landschaft in Marburg geworden.

� In Weidenhausen-Süd ist Wohnen im Grünen
mitten in der Stadt möglich. Für das Gelände zwi-
schen Fronhof und Schulstraße wurde ein Rah-
menplan erstellt, hier sind Wohnungen und ein
Mehrzweckraum für die Otto-Ubbelohde-Schule
und die Fronhofschule vorgesehen.

� Bei der Planung und Gestaltung des ZSP-Ge-
ländes ist darauf zu achten, dass sowohl die
Lebensqualität der benachbarten Richtsberge-
rInnen erhalten bleibt und die umliegenden
Grundstücke durch die Neugestaltung an Wert
gewinnen.

In Marburg-Mitte sind das Lahn-Center mit Hotel,
das Multiplexkino, die Kunsthalle sowie Geschäfts-
häuser und Wohnungen entstanden. Die noch vor-
handene Baulücke des ehemaligen Luisabades
wird durch ein Bank- und Geschäftsgebäude ge-
schlossen. Auch in diesem Bereich ist es gelungen,
innenstädtisches Wohnen mit dem Ausbau ober-
zentraler Funktionen zu verbinden.

Der neue Aufzug beim Parkhaus am Pilgrim-
stein hat den Zugang zu den Geschäften in der
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Oberstadt attraktiver gemacht. Die Sanierung
des Parkhauses dient neben der Bauerhaltung
auch den Besuchern der Oberstadt.

Das neue AquaMar, das kombinierte Hallen-
und Freibad mit Sport- und Freizeitfunktion, so-
wie die Konzeption für die beiden anderen Hal-
lenbäder in Marburg garantieren eine vielfältige
Nutzung des Badeangebotes sowohl für die Öf-
fentlichkeit als auch für die Schulen und Vereine
[siehe auch Bildung, Kultur und Freizeit].
� Durch den Neubau des Hirsefeldsteges soll der

attraktive Sport- und Freizeitbereich noch besser
für Fußgänger und Radfahrer erreichbar werden.

Die Fertigstellung des 2. Bauabschnittes des Uni-
versitäts-Klinikums auf den Lahnbergen wird
eine Neuordnung der innerstädtischen Universi-
tätsstandorte erforderlich machen und damit
Einfluss auf die Entwicklung der Innenstadt ha-
ben. Es ist daher notwendig, dass Stadt und Uni-
versität zusammenarbeiten [siehe auch Kapitel
Lebensort – Arbeitsort].
� Ein weiterer Schwerpunkt unserer Innenstadt-

politik bleibt die Nordstadt mit dem Kliniksvier-
tel. Deshalb haben wir die Nordstadt als Sanie-
rungsgebiet ausgewiesen. Wir werden uns dafür
einsetzen, dass die frei werdenden Klinikgebäu-
de durch die Universität genutzt werden und
dass unter Einbeziehung des Geländes der ehe-
maligen Brauerei ein neuer innerstädtischer Uni-
versitäts-Campus entsteht.

� Das Konzept für die Neugestaltung des Bahn-
hofsvorplatzes ist fertig. Die SPD wird nicht
nachlassen, die Deutsche Bahn AG zu drängen,
endlich den Hauptbahnhof zu sanieren und da-
mit zu einem attraktiven Verkehrsknotenpunkt
zwischen innerstädtischem ÖPNV und dem
Schienenverkehr zu machen. Die Parkplätze auf
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dem Gelände des ehemaligen Gaswerkes ha-
ben sich bewährt.

� Die Aufwertung von Bahnhofstraße, Elisabeth-
straße und Ketzerbach, die zur Zeit unter Betei-
ligung der Bürger diskutiert wird, verstärkt die
Attraktivität der Nordstadt.

� Marburgs ausgedehnte Einkaufsbereiche vom
Bahnhof über Ketzerbach, Oberstadt, Ru-
dolphsplatz zur Universitätsstraße, nach Wei-
denhausen bis zum Erlenring sind inzwischen
besser miteinander verbunden. An der Stärkung
des innerstädtischen Einzelhandels gegenüber
Einkaufszentren auf der „Grünen Wiese“ wird die
Marburger SPD auch künftig weiterarbeiten.

� Im Interesse der Wohnqualität für die ansässi-
ge Bevölkerung wie auch der Anziehungskraft
unserer Stadt für Besucherinnen und Besucher
werden wir auf das Bewahren der vorhandenen
Grünflächen und alter Baumbestände (zum
Beispiel Alter Botanischer Garten) weiter ach-
ten [siehe auch Abschnitt Stadtbild]. Der Be-
deutung von Schlossberg und Dammelsberg als
„Grüne Lunge“ der Innenstadt und als gleich-
wertiger Bestandteil des Stadtbildes haben wir
durch die Ausweisung als Natur- bzw. Land-
schaftsschutzgebiet bereits Rechung getragen.

� Bei der Gestaltung des ZSP-Geländes sind die
naturschutzfachlichen Bedingungen selbstver-
ständlich zu berücksichtigen.

Stadtbild und Denkmalpflege
Stadtbild und Kulturdenkmäler heben Marburg im
Vergleich mit anderen Städten heraus. Dieses ge-
schichtliche Erbe macht unsere Stadt liebenswert
als Heimat und anziehend für Studierende, Lehren-
de und Gäste. Mit seiner Bedeutung für die Univer-
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sität und den Tourismus stellt es auch ein wichtiges
wirtschaftliches Kapital für Marburg dar.

Lebhafte Auseinandersetzungen um öffentli-
che und private Bauvorhaben in den vergange-
nen Jahren haben gezeigt, wie stark viele Bürge-
rinnen und Bürger Anteil nehmen am Erhalt und
dem Erscheinungsbild der Stadt. Wir meinen,
dass eine rege Bürgerbeteiligung an der Beratung
aller für das Stadtbild relevanten Entscheidungen
gut für unsere Stadt ist und wollen mit unseren
Vorstellungen weiterhin zu diesen gemeinsamen
Bemühungen zum Wohle Marburgs beitragen.

Mehr als andere Städte lebt Marburg mit seiner
Geschichte, nicht zuletzt als Wirkungsstätte der
Heiligen Elisabeth und als Gründungsort des Lan-
des Hessen. Die Oberstadt mit den gotischen Kir-
chen St. Marien und Kugelkirche und dem Rathaus,
das Schloss, die Elisabethkirche mit dem Deutsch-
ordensgelände sowie die „Vorstädte“ Am Grün,
Weidenhausen und Ketzerbach bilden ein einzigar-
tiges kulturhistorisches Ensemble, das unseres be-
sonderen Schutzes bedarf. Diesem historischen
Erbe fühlt sich die Marburger SPD verpflichtet.
� Wir streben die Aufnahme der Elisabethkirche

und des Schlosses in das Unesco-Verzeichnis
„Zum Schutz des Kultur- und Naturerbes der
Welt“ an. Beide Denkmäler sind Bauwerke von
internationaler kunsthistorischer Bedeutung,
deren Schutz und Pflege weiterhin unsere
Pflicht ist. Alle Baumaßnahmen müssen daher
auf ihre Verträglichkeit hin überprüft werden.
Die angestrebte Verkehrsentlastung des Berei-
ches Ketzerbach/Elisabethstraße und die Neu-
gestaltung der unmittelbaren Umgebung der
Elisabethkirche haben große Bedeutung für
den Schutz dieses einzigartigen Bauwerkes. Die
Umgestaltung des Elisabethkirchenumfeldes
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wird pünktlich zum Jubiläum der Heiligen 2007
endlich begonnen. Wir setzen uns dafür ein,
dass vor Beginn des Jubiläums schon der 1. und
2. Bauabschnitt der vorliegenden Planung fer-
tig gestellt sein wird.

� Im Rahmen der Altstadtsanierung hat die Stadt
Marburg unter sozialdemokratischer Führung
bedeutende historische Bauten mit erhebli-
chem Aufwand wiederhergestellt. Unzählige
Wohnhäuser und öffentliche Gebäude wurden
zu Schmuckstücken des historischen Stadtbil-
des. Dabei haben wir die Sozialverträglichkeit
nie aus den Augen verloren und den sozialen
Wohnungsbau in unser Konzept integriert.

� Die Neugestaltung vieler Straßen, Gässchen
und Treppen in der Oberstadt hat dazu beige-
tragen, den Eindruck einer alten aber dennoch
lebendigen Stadt zu unterstreichen. Diese Auf-
gabe muss weiter geführt werden, nicht alle in
Frage kommenden Straßen und Gassen in der
Oberstadt konnten bisher erneuert werden.

Neues Bauen in der alten Stadt ist dabei für uns kein
Widerspruch. Dort, wo in der Altstadt die Sanierung
eines Hauses nicht mehr möglich ist, soll nach ar-
chitektonischen Lösungen gesucht werden, die den
Geist unserer Zeit ausdrücken, aber Maßstab und
Stilelemente des historisch gewachsenen Stadtbil-
des berücksichtigen. Gute Beispiele dafür finden
sich in der Oberstadt und in Weidenhausen.
� Auch jüngerer Gebäudebestand außerhalb der

Altstadt ist es vielfach wert, geschützt und ge-
pflegt zu werden, wie Süd- und Biegenviertel,
viele Bauten rund um den Schlossberg, um die
Kirchspitze und an der östlichen Talseite der
Lahn beweisen. Dies gilt aber ebenso für ge-
schlossene Siedlungen wie im Afföller oder Auf
der Weide und für die Bahnhöfe.
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� Gewachsene Stadtteile sollen in ihrem Charak-
ter erhalten bleiben. Das städtebaulich weitge-
hend geschlossene und attraktive Südviertel
wollen wir daher gerade auch im Interesse sei-
ner Bewohnerinnen und Bewohner als Gesamt-
anlage schützen. Erhalten werden sollen auch
die gewachsenen Ortskerne und ihre Denkmä-
ler in den Außenstadtteilen.

� Die Bodendenkmäler unserer Geschichte wol-
len wir schützen, erforschen und soweit mög-
lich zugänglich machen. Ein bemerkenswertes
Beispiel ist die mittelalterliche Synagoge an der
Judengasse, von der überraschend viel erhalten
ist. Angesichts der Seltenheit derartiger Bauten
in Mitteleuropa hat Marburg hiermit ein weite-
res Denkmal von überregionaler Bedeutung.

� In der Kernstadt kann sich die Pflege des Stadtbil-
des nicht wie andernorts auf Erhalt und Wieder-
herstellung von Straßenbildern beschränken. Die
Bergstadt Marburg hat eine Stadtsilhouette, die
erst aus der Sicht des langgestreckten Lahntals
und von den Höhen voll zur Geltung kommt. Dies
muss bei Baumaßnahmen auch künftig beson-
ders berücksichtigt werden.

Besondere Aufmerksamkeit ist verlangt, wenn es
darum geht, die für Marburg charakteristische,
weiträumige Bebauung des Schlossberges zu er-
halten. Hier wird in Zukunft besonders darauf zu
achten sein, dass kein ungeregeltes Bauen statt-
findet. Die Schönheit unserer Stadt lebt von ihrer
Verbindung mit der umliegenden Landschaft.
Auch kulturgeschichtlich besonders geprägte
Landschaftsteile verdienen die Aufmerksamkeit
des Denkmalschutzes.
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Stadtteile und Siedlungsentwicklung
In den Marburger Stadtteilen lässt es sich gut le-
ben: Dörfliches Ambiente und naturnahes Woh-
nen verbinden sich mit der Nähe zum städtischen
Zentrum. Das rege Vereinsleben wird durch uns in
bewährter Form gefördert [siehe auch Kapitel Bil-
dung, Kultur und Freizeit] und findet in der Regel
seine Heimat in den Bürgerhäusern und Mehr-
zweckhallen, die wir in den letzten 25 Jahren
kontinuierlich auf- und ausgebaut haben. So
wünschen wir uns zum Beispiel zum zeitgleichen
Elisabeth-Jubiläum und der 775-Jahrfeier von
Wehrda die Erneuerung der historischen Orts-
mitte.

Die historischen Ortskerne werden gefördert mit
Sanierungsmitteln im Haushalt, aber auch durch
Dorferneuerungsmaßnahmen und viel Eigeninitia-
tive der Menschen vor Ort. Das Dorferneuerungs-
programm in Michelbach ist mit Erfolg zum Ab-
schluss gekommen, das Programm in Schröck ist
mit unserer Unterstützung neu auf den Weg ge-
bracht worden.

Viele Kernstädter und Neu-Marburger zog es
„aufs Land“, nicht zuletzt dank zahlreicher Sied-
lungsschwerpunkte wie Cappel, Elnhausen, Mi-
chelbach, Bauerbach, Moischt, Schröck und Gissel-
berg. Die Außenstadtteile sollen, soweit die
Ortsbeiräte dies wünschen, in ihrer Eigenentwick-
lung gefördert werden. Dazu haben wir Mög-
lichkeiten zur Baulandausweisung für bauwillige
Ortsansässige geschaffen, wir begrüßen aber glei-
chermaßen die Umnutzung vormals landwirt-
schaftlicher Gebäude zu Wohnzwecken.

Die Stadtteile außerhalb der Kernstadt sind Teil
der Stadt, und das ist uns sehr wichtig: Die Busan-
bindung wurde mit der Einführung des Stadtteil-
busses, mit der Verlängerung der Linie 16 nach
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Elnhausen und der neuen Direktanbindung des
Stadtteiles Michelbach mit der Linie 72 durch die
Marburger SPD in den letzten Jahren erheblich ver-
bessert. Auch die östlichen Stadtteile sind durch
unser Engagement jetzt mit den Linien 11 und 12
besser an das Stadtbusnetz angeschlossen. Im
Stadtwald und in Ockershausen verkehrt die
Abendlinie 4 und verlängert dort das Angebot jetzt
bis Mitternacht. Langfristiges Ziel soll es sein, in den
Außenstadtteilen ohne Einschränkungen leben zu
können, auch wenn man kein Auto besitzt.

Damit viele (Einkaufs-)Wege gar nicht erst an-
fallen, haben wir die Nahversorgung in einigen
Stadtteilen wieder belebt, sowohl im Stadtwald
als auch in Michelbach und Ginseldorf gibt es
neue Dorfläden.
� Wir unterstützen die verschiedenen Träger dieser

Dorfläden seit den Gründungsüberlegungen und
begleiten ihre laufende Arbeit. Direktvermark-
tung und Dorfmärkte tragen zusätzlich dazu bei,
bäuerliche Betriebe und Arbeitsplätze zu sichern,
und sie erhöhen zugleich die Lebensqualität in
den Außenstadtteilen.

Siedlungspolitik muss mit der vorhandenen In-
frastruktur verknüpft werden; nicht jede Wiese
ist ein Bauplatz. Nur wo sichergestellt ist, dass der
zu erwartende, zusätzliche Verkehr vom vorhan-
denen Bus- und Straßennetz verkraftet werden
kann, wird in Zukunft Bauland ausgewiesen. Die
Verbindung von Neubaugebieten und den alten
Ortskernen muss gewährleistet sein. Auch As-
pekte wie Möglichkeiten zur bedarfs- und zeitge-
mäßen Kinderbetreuung in Kindergarten und
Grundschule, die Erreichbarkeit von Arbeitsplät-
zen und Einkaufsmöglichkeiten sowie der weit-
gehende Erhalt der Umwelt spielen bei der Sied-
lungspolitik eine wichtige Rolle.
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Wohnen
Die Bundesrepublik Deutschland befindet sich
heute in einem tiefgreifenden wirtschaftlichen
und sozialen Wandel, der sich auf alle Lebensbe-
reiche auswirkt. Wohnen als eines der existen-
ziellen Grundbedürfnisse wird noch wichtiger –
vor allem als individueller und sozialer Stabili-
tätsanker. Um das soziale Grundrecht des Bürgers
auf eine angemessene Wohnung zu verwirkli-
chen, werden Sozialdemokratinnen und Sozial-
demokraten für ein Angebot sorgen, das es allen
ermöglicht, eine nach Lage, Größe, Ausstattung
und Preis angemessene Wohnung zu finden.

Sozialdemokratische Politik hat in Marburg zu
einer Entspannung auf dem Wohnungsmarkt ge-
führt. Dennoch wird auch zukünftig ein Bedarf an
kostengünstigem Wohnraum für einkommens-
schwache Familien bestehen.
� Wir werden im Bereich sozialer Wohnungsbau

auch weiterhin jährlich mindestens 30 zusätzli-
che Wohneinheiten fördern. Dabei genießt die
Schließung von Baulücken, der Dachausbau
und die Nachverdichtung Priorität. Ökologi-
sche Anforderungen und energiepolitisch sinn-
volle Bauweisen sind zu berücksichtigen und zu
bevorzugen. Auch im Bereich der Wohnungs-
versorgung für Studierende werden wir uns
weiter engagieren. Ziel muss es sein für jeden
Studierenden gleich zu Beginn des Studiums
adäquaten und bezahlbaren Wohnraum bereit
stellen zu können. Dies steigert die Attraktivi-
tät Marburgs als Studienstandort.

Die Zweckbestimmung des vorhandenen sozialen
Wohnungsbestandes ist unbedingt zu sichern. Es
ist allerdings davon auszugehen, dass in den nächs-
ten Jahren bei vielen privaten Wohnungen in Mar-
burg die soziale Bindung entfallen wird, weil die
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entsprechenden Fristen auslaufen. Diese Wohnun-
gen stehen dann dem freien Wohnungsmarkt zur
Verfügung. Es muss mit einem Verdrängungswett-
bewerb gerechnet werden. Die Nachfrage nach
preiswertem Wohnraum für einkommensschwä-
chere Familien wird aber zugleich steigen.
� Wir werden uns dafür einsetzen, dass – wo im-

mer dies möglich ist – der Bestand an preiswer-
ten Sozialwohnungen insgesamt zumindest er-
halten bleibt. Die kommunale Wohnaufsicht
soll weiterhin darauf achten, dass Wohnraum
nicht vernachlässigt wird.

Die Marburger SPD steht dafür, dass die Moder-
nisierung und Bewahrung des Wohnungsbestan-
des einschließlich des Umfeldes und die Ent-
wicklung der Infrastruktur Vorrang erhält. So
beabsichtigen wir begrenzt Maßnahmen zu för-
dern, mit denen zum Beispiel Wohnungen mit Koh-
leöfen auf eine ökologische und technisch sinnvol-
lere Beheizungsart umgestellt werden. Mit Hilfe
von günstigen kommunalen Modernisierungsdar-
lehen sollen neue Belegungsrechte für die ein-
kommensschwächeren Familien erkauft werden.

Das Wohnen ist von vielen sozialen und wirt-
schaftlichen Entwicklungen unmittelbar betrof-
fen. Wir beobachten immer häufiger soziale
Erosion in einzelnen Stadtteilen und Wohnsied-
lungen aufgrund gesellschaftlicher Probleme.
Mit diesen darf die Wohnungswirtschaft nicht al-
leine gelassen werden.
� Wir unterstützen deshalb wohnungspolitische

Reformen, die den sozialen Frieden in den
Wohnquartieren bewahren bzw. wiederher-
stellen, vor allem in Stadtteilen und Wohnge-
bieten mit besonderem Erneuerungsbedarf.
Das Programm „Soziale Stadt“ ist in Zusam-
menarbeit mit allen Beteiligten und Betroffe-
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nen fortzuführen – ein Bündnis für Wohnen, Ar-
beit und sozialen Frieden in Marburg.

Wir wollen
� die erfolgreich begonnene Stadterneuerung und

Wohnumfeldverbesserung am Richtsberg unver-
ändert fortführen.

� dass der Bereich Graf-von-Stauffenberg-Straße
zusätzlich in das Programm „Soziale Stadt“ auf-
genommen wird.

� dass alles getan wird, um eine sozial gemischte
Belegung in unseren Wohnsiedlungen zu erhal-
ten. Wir werden uns dafür einsetzen, dass die
Fehlbelegungsabgabe zumindest für bestimmte
Wohngebiete ausgesetzt werden kann.

� dass auch einkommensschwächeren Men-
schen die Möglichkeit eröffnet wird, zwischen
dem Wohnen zur Miete und der Bildung von
Wohnungseigentum in den verschiedenen For-
men frei zu entscheiden. Diese Möglichkeit ist
Teil der Bürgerfreiheit und der Chancengleich-
heit in unserer Gesellschaft.

Bei der Neuordnung der sozialen Wohnraumförde-
rung braucht die Stadt Marburg Partner, die sozia-
len Nutzen auch aus eigener Wertschöpfung stif-
ten. Die Gemeinnützige Wohnungsbaugesellschaft
(GeWoBau) als kommunales Wohnungsunterneh-
men muss deshalb in Zukunft eine stärkere Rolle in
der städtischen Wohnungspolitik spielen, da ihre
wirtschaftliche Betätigungsfreiheit auch nachhal-
tig gemeinderechtlich abgesichert ist.

Verkehr
Eine vernünftige Verkehrspolitik muss allen Ver-
kehrsteilnehmenden gerecht werden. Die Marbur-
ger SPD wird dabei weiterhin mit den Bürgerinnen
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und Bürgern zusammenarbeiten. So haben die
Empfehlungen des Marburger Verkehrsforums
mittlerweile Eingang in die politische Arbeit der
Marburger SPD gefunden. Einen besonderen Stel-
lenwert hat dabei die Ausrichtung der städtischen
Verkehrspolitik an den Zielen der Lokalen Agenda
21. Im Zweifel gilt: Umweltverbund vor motorisier-
tem Individualverkehr, denn nur so lässt sich dauer-
haft die Verkehrsmenge reduzieren.

Dabei wird die Marburger SPD ihre schon bisher
vertretenen Ziele
� Vorrang für Fußgänger und Radfahrer in den

Stadt- und Ortskernen sowie für den Öffentli-
chen Personennahverkehr auf Schiene und
Straße

� Verringerung des Autoverkehrs und Verkehrs-
beruhigung innerhalb der Stadt

weiterhin umsetzen. Wir wollen zum Auto als
Verkehrsmittel sinnvolle Alternativen aufzeigen.

Die Fußgänger
Die Fußgänger bilden die Mehrheit derer, die am
Straßenverkehr teilnehmen. Ihre Gleichberechti-
gung muss wiederhergestellt werden. Die beste-
henden Fußwegeverbindungen sollen, wie auch
vom Verkehrsforum angeregt, zu einem vollstän-
digen Netz ergänzt werden. Zu Fuß gehen soll in
unserer Stadt Spaß machen und kein Hindernis-
lauf sein. Deshalb dürfen Fußgängerbereiche
nicht durch den Ruhenden Verkehr eingeschränkt
werden. Parken auf dem Gehweg ist aus gutem
Grund verboten: Rollstuhlfahrer und Kinderwa-
gen haben sonst keine Chance.

Verkehrsverlangsamung und -beruhigung die-
nen der Sicherheit im Straßenverkehr. Im Interesse
auch der Fußgänger müssen sie weiter das Ziel der
Marburger Verkehrspolitik bleiben. Beispielhaft ist
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die flächendeckende Verkehrsverlangsamung im
Südviertel. Inzwischen ist die Tempo-30-Zone in der
Kernstadt weitgehend verwirklicht. Solche flächen-
deckenden Maßnahmen sollen auf weitere Wohn-
gebiete auch in den Außenstadtteilen übertragen
werden.
� Die Sicherheit der Fußgänger beim Überqueren

der Fahrbahnen zum Beispiel durch Mittelinseln
sowie die in Marburg bereits vorbildliche Be-
rücksichtigung von Behinderten im Verkehr wol-
len wir weiter erhöhen und die Fußwege ausrei-
chend beleuchten. Um den Missbrauch von
Fußgängerverkehrsflächen durch den Kraftfahr-
zeug- und Radfahrer einzuschränken, ist eine
verstärkte und wirksame Überwachung im gan-
zen Stadtgebiet erforderlich. Grundsätzlich ist in
der Innenstadt und in Wohngebieten eine Tren-
nung von Fußgänger- und Radfahrbereichen an-
zustreben.

� Wartezeiten für Fußgänger sind zu verkürzen,
wo es möglich ist.

� Bei Neubau und Wiederherstellung von Bürger-
steigen soll wegen der ökologischen (Wasser-
durchlässigkeit) und finanziellen Vorteile Ver-
bundpflaster statt Asphalt verwendet werden.
Blindenleitlinien sollen nach und nach alle
wichtigen Hauptverkehrsachsen der Fußgän-
ger auch für Sehbehinderte leicht erkennbar
machen, wie zum Beispiel am Elisabeth-Bloch-
mann- und am Gerhard-Jahn-Platz in Marburgs
Neuer Mitte.

� Blinkende Warnschilder, die auf Schulkinder
aufmerksam machen und nur zu Schulbeginn
und -ende eingeschaltet werden, haben sich
andernorts längst bewährt. Sie bedeuten mehr
Sicherheit als Zebrastreifen, die lediglich zu
Stoßzeiten genutzt werden. Mindestens an ei-
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Flächen zu sichern und diese in ihrer natürli-
chen Form für die Naherholung zu erhalten
bzw. sie neu anzulegen (Erhaltung der Baumal-
leen in Marburg, wie zum Beispiel an der
Schwanallee und Ockershäuser Allee oder im
Südviertel, Frankfurter Straße, Uferstraße).

� In einer Zeit intensivster Landnutzung ist dafür
Sorge zu tragen, dass ein verantwortungsvoller
Umgang mit dem Schutzgut Boden im Sinne
des Bodenschutzgesetzes die Grundlage aller
Planungen für Verkehrs- und Versorgungsein-
richtungen sowie für Siedlungsflächen und
Bauten ist. Das bedeutet vor allem, dass mög-
lichst wenig Fläche im Außenbereich in An-
spruch genommen und im Innenbereich die
Flächenversiegelung auf das unumgängliche
Maß beschränkt wird. So wird auch die Beein-
trächtigung der Lebensräume und Wanderwe-
ge von Tieren und des Erholungswertes der
Landschaft auf ein Minimum reduziert.

Ein konsequent verfolgter Natur- und Landschafts-
schutz ist eine notwendige Voraussetzung zum Er-
halt der Pflanzen- und Tierwelt. Nur so besteht die
Chance, die Basis für eine lebenswerte Natur und
Umwelt im Interesse nachfolgender Generationen
für die Stadt Marburg zu bewahren.

Saubere Luft und Schutz vor Lärm
Seit dem Jahr 2005 sind die gesetzlich vorgegebe-
nen Grenzwerte für die Emission von Schadstoffen
in die Luft erheblich gesenkt worden. Wir Sozialde-
mokratinnen und Sozialdemokraten werden uns
dafür einsetzen, dass im Rahmen der regionalen Ar-
beitsgruppe Lahn-Dill Maßnahmen entwickelt
werden, die die Belastung mit Luftschadstoffen
(wie zum Beispiel mit Feinstaubpartikeln) im Inter-
esse der Gesundheit der Bürgerinnen und Bürger
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wie bisher deutlich unter diesen Grenzwerten hal-
ten. Dazu ist für Marburg ein Luftreinhalteplan zu
entwickeln. Dabei wird die Stadt das Land Hessen
nicht aus seiner gesetzlichen Verpflichtung entlas-
sen, einen umfassenden Emissionsschutz zu ge-
währleisten.

Die Stadtwerke Marburg haben in diesem Sinne
bereits gehandelt und eine öffentliche Rapsöl- und
Erdgastankstelle auf dem Betriebsgelände am Kre-
kel eingerichtet. In den nächsten sechs Jahren in-
vestieren die Stadtwerke bis zu 20 Millionen Euro,
um ihre Busflotte auf Erdgastechnik umzustellen.
Schon jetzt besteht die Erdgasbusflotte aus 10 Fahr-
zeugen, die die erst ab 2009 gültige strenge Euro-
5-Abgasnorm erfüllen.

Ein Erdgasbus stößt bis zu 85 Prozent weniger gif-
tige Abgase wie Kohlenmonoxid, Stickstoffoxide
und ozonschädliche Kohlenwasserstoffe aus. Der
Ausstoß von Feinstaubpartikeln, auch kleiner als 10
Mikrometer, ist damit so gering, dass er praktisch
nicht messbar ist.

Ebenso wichtig wie die Luftreinhaltung und eng
damit verknüpft ist der Schutz der Marburgerinnen
und Marburger vor Lärmbelastungen. Daher for-
dern wir für die Stadt die Aufstellung eines Lärm-
minderungsplans sowie die Überarbeitung des
nicht mehr aktuellen Schallemissionsplans.

Dies sind einige wichtige von vielen anderen Bei-
trägen, mit denen wir weiter für saubere, gesunde
Luft und einen wirksamen Schutz vor Lärmbelästi-
gungen in unserer Stadt sorgen wollen.

Mobilfunk
Die SPD Marburg wird auch weiterhin dafür sor-
gen, dass beim Ausbau des Mobilfunknetzes na-
turschutzrechtliche und gesundheitliche Belan-
ge berücksichtigt werden.
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� Mit dem Beschluss der Marburger Stadtverord-
netenversammlung, nur solche Anlagen auf öf-
fentlichen Gebäuden zuzulassen, die die in der
Schweiz geltenden Richt- und Grenzwerte ein-
halten, haben wir für den bebauten Bereich ein
Zeichen gesetzt. Die Errichtung von Mobilfunk-
masten im stadtplanerischen „Außenbereich“
entzieht sich bisher weitestgehend dem kom-
munalen Einfluss. Nur Naturschutzrecht kann
hier als Werkzeug eingesetzt werden. Die na-
turschutzrechtlichen Mittel sowie die Selbstver-
pflichtung der Mobilfunkbetreiber gegenüber
den kommunalen Spitzenverbänden müssen ge-
nutzt werden, um einem ungezügelten „Wild-
wuchs“ von Mobilfunkmasten in den schützens-
werten und zur Naherholung unerlässlichen
Grünbereichen und Wäldern rund um Marburg
zu verhindern.

Wasser und Abwasser
Wasser ist eines der wertvollsten Naturgüter und
gehört zu den elementaren Lebensgrundlagen.
Die Versorgung der Bürgerinnen und Bürger mit
sauberem Trinkwasser zu bezahlbaren Preisen ist
daher ein unverzichtbarer Teil der Daseinsvorsor-
ge jedes kommunalen Gemeinwesens. Diese
Daseinsvorsorge darf nie den allein auf privaten
Gewinn fixierten Interessen des Marktes geop-
fert werden. Daher fordert die Marburger SPD
ganz klar:
� Keine Privatisierung der Wasserversorgung!
Vielmehr werden wir weiter dafür sorgen, dass die
Trinkwasservorkommen in Marburg besonders ge-
schützt werden und die Wasserpreise bei hoher Ei-
generzeugung (60 Prozent) niedrig bleiben.

Dafür ist der unnötige Verbrauch von Trinkwas-
ser durch stärkere Nutzung von Regen- und
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Brauchwasser bei Neubauten weiter zu reduzie-
ren. Die durch Leitungsschäden bedingten Was-
serverluste im städtischen Versorgungssystem
müssen durch Sanierung noch weiter vermindert
werden. Maßnahmen zur Reinhaltung der Lahn
und ihrer Nebengewässer sind fortzuführen.

Das Marburger Kanalnetz zur Abwasserentsor-
gung ist in einem guten Zustand. Die städtischen
Kläranlagen erfüllen die höchsten ökologisch-tech-
nischen Standards. Trotzdem sind die Abwasserge-
bühren seit Jahren nicht erhöht worden.

Wir wollen durch eine verbesserte Regelung
der Zuständigkeiten und Schaffung klarerer
Strukturen die Effizienz und Leistungsfähigkeit
der Abwasserentsorgung in Marburg noch stei-
gern. Damit werden wir uns auch weiterhin dafür
einsetzen, dass die notwendigen Investitionen in
den Erhalt und Ausbau des Kanalnetzes und der
Kläranlagen ohne höhere Belastung der Bürge-
rinnen und Bürger erfolgen können.

Abfall und Altlasten
In der Abfallwirtschaft gibt es aus sozialdemokra-
tischer Sicht zu den Grundsätzen der Abfallver-
meidung und optimalen Verwertung unvermeid-
barer Abfälle keine Alternative.

Die Sicherstellung der Entsorgung ist eine we-
sentliche kommunale Aufgabe. Sie trägt unmittel-
bar zur Lebensqualität bei. Dabei muss die damit
verbundene finanzielle Belastung angemessen
bleiben.

Für eine gerechte und soziale Politik sind die
Stadtwerke, der Dienstleistungsbetrieb (DBM) und
die Marburger Entsorgungs-Gesellschaft (MEG)
von besonderer Bedeutung. Denn wir brauchen sie,
um das Leben in unserer Stadt, wenn es weiterhin
sozial ausgewogen sein soll, bezahlbar zu halten.
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Öffentliche Straßenreinigung, Entsorgung, Win-
terdienst, Pflege der Grün- und Parkanlagen sowie
die Unterhaltung der Radwege, Stege und des rund
400 Kilometer langen Straßenkanalsystems – diese
Leistungen werden von Stadttöchtern wie zum Bei-
spiel DBM und MEG zu Preisen vorgehalten und ge-
sichert, für die es so keine private Konkurrenz gibt.
Denn nicht maximaler Gewinn, sondern das Ge-
meinwohl Marburgs hat oberste Priorität. Daher
müssen die städtischen Betriebe und Gesellschaf-
ten auch gegen das kommunale „Betätigungsver-
bot“ der CDU-Landesregierung auf jeden Fall erhal-
ten werden.

Wir wollen
für ein sauberes und lebenswertes Marburg

� die Straßenreinigung sowie das Leeren der Pa-
pierkörbe verstärken.

� die vermehrte Reinigung und Pflege der städti-
schen Plätze, Grün- und Parkanlagen.

� mit mehr Präsenz und verstärkten Kontrollen
durch städtische Ordnungspolizeibeamte und
Mitarbeiter der Naturschutzbehörde Sorge tra-
gen.

� dass Abfall nicht einfach auf der Straße landet.
� dass die illegale Müllbeseitigung bekämpft wird.
� eine gezielte und kontrollierte Trennung der Ab-

fälle.
� eine fachgerechte Abfallentsorgung nach höch-

sten ökologischen Standards (zum Beispiel Wie-
derzuführung in das Duale System, Kompostie-
rung, Recycling von Altpapier).

� ein flächendeckendes Angebot von Altglas-
und Dosencontainern (unterirdisch, schallge-
dämmt) in der Stadt.

� die Marburger Beschäftigungsgesellschaften
weiterhin unterstützen, die durch ihre Tätigkeit
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